
&W& 
d d  & r L & ~ & u :  9 ~2flz-vi . 

Sonderdruck aus : 
P/ 

ABHANDLUNGEN 

DER AKADEMIE DER WISSENSCHAFTEN IN GOTTIXGEN 

Phiiologisch-S~IistoriscI~e Klasse . Dritte Folge . S r .  121 

Ober Bürger, Stadt 
und städtische Literatur 

im Spätmittelalter 

VAXDENHOECK & I IUI 'RECHT I N  G Ö S T I N G E N  

1980 



Vorwort 

EDITH ENNEK 
Die Forschungsproblematik Bürger und Stadt - 

. . . . . . . . . . . . .  von der Terminologie her gesehen 

GI:RHAR» RÖRLEK 
Civis und verwandte Begriffe im Spiegel 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  niederdeutscher Stadtrechtsquellen 

H>\R.TMCT BOOCKMANK 
Civis und verwandte Begriffe ir, ostdeutschen, 
insbesondere preußischen Stadtrechtsquellen . . 

GEKHARD DILCHER 
Zum Bürgerbegriff im späteren Mittelalter. 

. . . . . . . .  Versuch einer Typologie am Beispiel von Frankfurt am Main 

KUTN SCHMID.~-WIEGAKD 
Burgensis/Bürger. Zur Geschichte von Wort und Begriff 
nach Quellen des ostmitteldeutschen Raums . . . . . . . . . . . .  

ERICH MASCHKL 
Soziale Gruppen in der deutschen Stadt 

. . . . . . . . . . . . . . .  des späten Mittelalters 

FRANCS KAPP 
Sozialpolitische Entwicklung und volkssprachlicher 
Wortschatz im spätmittelalterlichen Straßburg . . . .  

DIETRICH DENECKE 
Sozialtopographische und sozialräumliche Gliederung 
der spätmittelalterlichen Stadt. Problemstellungen, 
Methoden und Betrachtungsweisen der historischen 
Wirtschafts- und Sozialgeographie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

CI.RICH MÖLK 
Die literarische Entdeckung der Stadt 
im fraiizosischen Mittelalter . . . . . . .  

THEOI>OR WOLPERS 
Bürgerliches bei Chaucer. Mit einer Skizze 

. . . . . . . .  des s~ätmittelalterlichen London 



Civis und verivandre Begriffe irn Spiegel iiiedeidi. Siadliechlsqueiieii 4 1 

sichtbar wird und die ausschließliche Verantwortung vor dem heimischen 
(Send-) Gericht zugesichert wird. Von der Mitte des 12. Jahrhunderts an wird 
die rasche Verfestigung eines besonderen Rechtsstatus deutlich sichtbar, wobei 
als bekannteste Einzelzüge die Befreiung von der vare, vom Duell, vom 
auswärtigen Gericht, von der Unfreiheit durch den Ablauf von Jahr und Tag 
und von dem Verfall der Güter bei Lebensstrafen erscheinen. 

Der civis tritt dadurch in Gegensatz zum hospes, extraneus oder advena, ja 
sogar als Stand zu miles, clerus und rusticus. Seine conditio braucht allerdings 
auch im 13. Jahrhundert noch nicht einheitlich zu sein. Ebensowenig ist Besitz 
eines eigenen Hauses oder Tätigkeit als mercator zwingend erforderlich. Viel- 
mehr wird man borgere zunächst durch bloßes habitare in der civitas. Später 
treten besondere Verfahren wie etwa Zahlung eines Aufnahmegeldes hinzu. In 
dieser Zeit ist die Entwicklung von civis und verwandten Begriffen aber auch in 
den niederdeutschen Stadtrechten im wesentlichen abgeschlossen. 



Civis und verwandte Begriffe in ostdeutschen, 
insbesondere preußischen Stadtrechtsquellen 

Von 
HARTMUT BOOCKMANN 

Die Frage nach dem Bürgerbegriff in den norniativen Quellen aus dem 
Bereich der Ostsiedlung scheint leicht zu beantworten. Denn diese Quellen sind 
ja niedergeschrieben zu einer Zeit, da  die Stadt im Rechtssinne Iänzst 
ausgebildet war und mit ihr eine entsprechende Begrifflichkeit. Und die Städte, 
voii denen diese Quellen sprechen, sind Gründungsstädte, Neuschöpfungen 
also, denen Rationalität immer wieder nachgerühmt wird und in denen eine 
klare Rechtssprache umso eher zu erwarten ist, als sie ein ausgebildetes 
Stadtrecht ja nicht in einer erst dem späteren Betrachter einsichtigen \?'eise 
übernehmen. Sie tun das vielmehr ausdrücklich. Sie übernehmen das bewährte 
Recht großer Städte Nord- und Mitteldeutschlands, Lübecks und Magdeburgs 
vor allem, und von deren Tochterstädten, von Kulm also, von Krakau und so  
fort I. 

S o  sollte ein eindeutiger Bürgerbegriff hier zu finden sein. Auch wenn das 
Wort wechselt: neben dem lateinischen civis einstweilen noch der burgensis, und 
an  beider Stelle in deutschen Texten dann der burgere: gemeint ist doch offen- 
sichtlich in jedem Falle das vollberechtigte Mitglied der Stadtgemeinde, der 
oblinens ius civile, wie der Bischof von Breslau im Jahre 1291 in einer Urkunde 
für Weidenau sagt', deutlich geschieden und zu scheiden von anderen Stadt- 
bewohnen und erst recht von der ländlichen Bevölkerung. Die Gefahr, daß 
auch hier Ministerialen die schöne Ordnung stören könnten, scheint denkbar 
gering. 

Es gibt zwar in den Städten noch anders titulierte Leute, possessores 2.B. oder 
l?ospiies. Aber das scheint sinnvoll, es handelt sich bei ihnen um besondere 
Gruppen, wie man 2.B. aus einer Urkunde des Jahres 1261 entnehmen kann, 
mit welcher zwei schlesische Herzöge ihrer civiias Breslau magdeburgisches 
Recht verleihen. Empfänger der Urkunde sind hier die cii~es. So werden sie 
wiederholt genannt. Und wenn dann schließlich vonpossessores die Rede ist, so  
ist eindeutig eine spezielle Gruppe unter den cives gemeint, die der Inhaber von 
Fleischbänken. Die hospiies aber, von denen die Urkunde auch spricht, sind 
nicht etwa Neusiedler und damit womöglich die Breslauer Bürger selbst oder ein 

1 VgI. G. Sc-iiiiiini-iiri:si<<:iii-r, Dic Verbiciiiin~ dci  dciiischcn Siadiiecliic iii Osicoiopa. 
1942. 

2 Urkunden iind cizaiiicnde Qoellcn i i i i  deuisclien Onisiedliing in> Miiiclaltei. H.. V .  

H. Hiiii,i<; U. L. Wiixnic i i  2. 19i0 21r.lll. 
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Teil von ihnen, sondern Gäste im Sinne der üblichen stadtrechtlichen Termino- 
logie, Leute aus einer anderen regio, aus einer anderen civitus.'. 

Eine klare und eindeutige Terminologie also. Sollte es nicht überall so sein, 
wo wir es mit magdeburgischem Stadtrecht zu tun haben, in der überwiegenden 
Zahl der ostdeutschen und osteuropäischen Städte also? 

Man könnte das erwarten, wenn eine mittelalterliche Stadtrechtsübertrasung 
das wäre, was dieser Ausdruck zu versprechen scheint und was er im Einzelfall 
auch einmal meinen kann, nämlich die mechanische Übernahme des fremden 
Rechts. In reiner, beinahe schon srotesker Weise ist das der Fall im Jahre 1211, 
als Heinrich I. von Schlesien Magdeburger Recht an Goidberg in der Weise 
verleiht, daß er die ihm aus Magdeburg übersandte formlose Kopie eines Siadt- 
rechtsprivilegs dieser Stadt durch einen Zusatz von wenigen Worten und durch 
das eigene Siegel zur Stadtrechtsurkunde für die Tochterstadt macht4. 

Aber das ist ein Ausnahmefall, und ein sehr früher dazu - obwohl jedenfalls 
die Mutterstädte wohl daran interessiert waren, daß ihr Recht auf dem Wege 
nach Osten nicht verändert oder gar depraviert wurde. Das mußte Heinrich I. 
gerade im Zusammenhang mit der eben erwähnten Gründung von Goldberg er- 
fahren. ru'achdem die Magdeburger schubini, iudices ei universi burgenses den 
schlesischen Städtegründer in einem anderen Dokument in einigermaßen herab- 
lassendem Tone belehrt haben, warnen sie ihn vor eigenmächtigen Verände- 
rungen dessen, was in Magdeburg Recht ist. Der Herzog ging offensichtlich mit 
dem Plan um, in der neuen Stadt ein Kaufhaus zu errichten, das ihm einen 
besonderen Zins einbringen sollte. Wenn unser Herr Erzbischof in unserer Stadi 
derlei versuchen sollte, würde er ein gänzliches Fiasko erleiden, schreiben die 
Magdeburger. Nostra libertus, so  fahren sie fort, solle dem Herzog überall als 
Beispiel dienen'. 

Aber die Stadtgründer sind so, das fremde Recht buchstabengetreu über- 
nehmend, in aller Regel nicht verfahren. Und sie haben sich wohl auch später 
nicht irritieren lassen, wenn die gegründeten Städte auf einer weitergehenden 
Rechtsgleichheit mit ihren Mutterstädten bestanden, als ihnen in ihren Grün- 
dungsprivilegien zugestanden worden war. 

Man sieht das deutlich an jahrzehntelangen Auseinandersetzungen zwischen 
Elbing und dem Deutschen Orden, an einem Konflikt, in welchem Pariser und 
Lübecker gelehrtrechtliche Gutachten angefertigt werden: im Jahre 1300 und 
um dieses Jahr, zu einem bemerkenswert frühen Zeitpunkt also! Diese Texte 
sind allerfrüheste Zeugnisse gelehrten Rechts in Deutschland. Und vor den Ver- 
fassern dieser Gutachten konnte jenes übliche Verfahren nicht bestehen, mit 
welchem die Stadtgründer ihren Gemeinden am Anfang das Recht einer Mutter- 
stadt pauschal zusicherten, um dann im einzelnen oder auch mit pauschalen 
Wendungen bestimmte Teile des mutterstädtischen Rechts zu modifizieren oder 

' Ebd. Nr. 34. 
* Schlcsiiches Uikuiidenbuch. Bearb. V.  H. Appiil;i I .  1971 Ni.125. 
5 Ebd. Ni.321. 
"~adex diploniaiicus Warmiensis I .  Hg. V .  C. P. Woci.xv i i .  J.  M .  SA:K;L. IR60 Ni i .  108. 

116-118. Vpl. W. TIRL.SEX, Anfanpc des geleiiiien Recliii in Dcutschiand. 1962 S.230. 
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auszuschließen. Qui enim semel iuri suo renunciat, ad id ulterius redire non 
potest, mußten sie sich mit Bezug auf Gratiaii sagen lasseni. Aber geändert hat 
ein solches Argument selbstverständlich nichts. Wenn die Stadtherren in Ost- 
deutschland und Osteuropa Lübecker oder Magdeburger Stadtrecht verliehen, 
dann konnte das viel oder wenig, jedenfalls etwas je Unterschiedliches sein, und 
das beißt auch, daß wir mit einer von Stadt zu Stadt unterschiedlichen Termino- 
logie rechnen dürfen, oder jedenfalls doch mit einer nicht ganz konsequenten. 

Daß man mit einer solchen Erwartung auf dem richtigen Wege ist, Iäßt sich 
heute leicht feststellen. Denn seit einigen Jahren gibt es eine gut zusammen- 
gestellte Sammlung vor. Dokumenten zur Ostsiedlung im ganzen, in der sich 
auch eine repräsentative Auswahl von Stadtrechtsquellen, von Stadtgründungs- 
urkunden vor allem, befindet. Sieht man sich die beiden von Herbert Helbig 
und Lorenz Weinrich herausgegebenen Bände mit Quellen zur OstsiedlungVm 
Hinblick auf die Begriffe an, welche für die Stadtbewohner benutzt werden, so 
findet sich zwar in vielen Fällen ein Sachverhalt wie in der vorhin angeführten 
Breslauer Urkunde: der Stadtbürger, civis meistens genannt, ist eindeutig 
bezeichnet und sicher von den Angehörigen anderer sozialer Gruppen zu 
scheiden. Aber nicht immer werden, wie in einer Urkunde des polnischen 
Königs aus dem Jahre 1359, in der es um die Besiedlung einer ganzen Region 
geht, die incole villarum und die cives civitaturn geschiedeng. Es gibt vielmehr 
viele Beispiele einer nicht so eindeutigen Terminologie, zu viele, als daß man 
einfach von Ausnahmen sprechen könnte. 

Man findet cives auch auf dem Lande. Das Wort civis kann auch das Mitglied 
der Landgemeinde benennen, wie das für die Mark Brandenburg und benach- 
barte Gebiete ja von Klaus Schwarz vor einigen Jahren dargelegt worden ist 10. 

Cives werden im Jahre 1262 die Siedler genannt, welche den Wald Halteshagen 
in Pommern besiedeln sollen. Iurepheodali erhalten sie ihre Rechte". 

Umgekehrt finden wir den Stadtbewohner auch mit jenem Wort benannt, das 
nach unserem Verständnis besser den ländlichen Siedler bezeichnet. Excullores 
nennen Fürst Borwin und seine Söhne im Jahre 1218 die Leute von Rostock, 
denen sie lübisches Recht verleihen. Aus der Zeugenliste der Urkunde geht 
hervor, daß diese excultores consules besitzen':. Cullores werden auch die Leute 
von Parchim im Jahre 1225 oder 1226 genannti3, während die Bürger der 
Neustadt Hamburg im Jahre 1188 gar coloni heißeni4. 

Die terminologische Grenze zwischen städtischen und ländlichen Siedlern ist 
also durchlässig, jedenfalls in diesen frühen Urkunden des 13. oder ausgehen- 

Codex diplomaficus Warrnicnsis 1 C. 204. Die Veifassci, vier Lübecker Domherren, zitieren 
c.9 C. Vil q. I (F~iii!>niiti, 1 Sp.569). 

W i c  Anm.2 zitiert. Dei eiste Band ist 1968 eischicncn. 
9 2 Nr. 88. 
'0 K .  S c ~ r h a z ,  Bäiiciiiche ..cii.es" in Brandenhiir. und  benachbarten Tciiitorien. Bläiter für 

deutsche Laiidesgeschichte 99. 1963. 
'! HEIBIG-WEIXRICH (wie Anm.2) I Ni. 95. 
Q Ebd. Ni.67. 
' 3  Ebd. Nr.69. 

Ebd. Nr.28. 
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den 12. Jahrhunderts. Aber damit haben wir erst die eine Grenzzone geprüft, 
welche den Stadtbürger im klassischen Sinne von anderen sozialen Gruppen 
scheidet. Wie steht es also mit jener zweiten Trennungslinie, durch die er von 
nichtbürgerlichen Stadtbewohnern geschieden ist? Wie steht es mit dem Unter- 
schied von Bürger und städtischem Nichtbürger, Einwohner also im strikten 
Sinne, lateinisch: incolu oder habitutor? 

Diese Worte begegnen auch in den Stadtrechtsquellei~ bei Helbig und Wein- 
rich, und zwar offensichtlich so, daß sie synonym mit civis verwandt werden, 
und zwar nicht nur in frühen Urkunden. 

Denn wenn in einer Urkunde des polnischen Königs aus dem Jahre 1354 den 
incole der civitus Pilzno bei Sandomir das eigene Gericht nach Magdeburger 
Recht zugesichert wird, und sie ausdrücklich aus der Gerichtsbarkeit der Pala- 
tine, Kastellane und Richter jeglicher Art entlassen werden", dann ist ja gerade 
jener Sachverhalt angesprochen, durch den vor allem sich die Bürger der neuen 
Städte von den Bewohnern der älteren nichtagrarischen Siedlungen unterschei- 
den. Es ist keine Frage, daß hier nach unserem Verständnis cives gemeint sind, 
wenn von incole gesprochen wird. 

An dritter Stelle müßte man nach der Grenze zwischen Stadtbürger und 
Adligem bzw. Ministerialen fragen. Hier freilich ergeben die bisher geprüften 
Urkunden nichts, was jedoch eher gattungsbedingt ist. Immerhin: einer der 
Texte aus den beiden Bänden verdient hervorgehoben zu werden. Er gehört frei- 
lich auch einer anderen Gattung an als die meisten hier gesammelten Urkunden: 
es handelt sich nämlich um einen Siedleraufruf, den ein livländischer Ordens- 
meister im Jahre 1261 nach Lübeck richtet. Er bietet den Siedlern Parzellen ver- 
schiedener Größe an :  Bauerngüter für den ugricolu, Güter für einen mit Hengst 
und Harnisch dienenden servus von 10 Hufen Größe. 40 Hufen soll ein fumulus 
erhalten, der mit gewappnetem Streitroß zu dienen hat. Schließlich Güter von 
60 Hufen, auch sie gegen schweren Reiterdienst: Istud erit feodum militi vel 
honesto burgensi, qui ibi esse i~oluerit cunz dextrurio coopertoI6. 

Was diese Urkunde bietet, ist natürlich keine systematische Gliederung einer 
Bevölkerung nach Ständen. Die Menschen, die hier geworben werden sollen, 
werden eingeteilt offensichtlich nach einem materiellen Standard, der dann frei- 
lich mit ständischen Termini bezeichnet wird. Der burgensis ist auf der einen 
Seite zweifellos ein reicher Mann, dem man etwas bieten muß. Aber er wird mit 
einem Wort bezeichnet, das auch den Schuster und den Schneider meinen kann, 
oder diesen jedenfalls in dieser Region bald bezeichnen wird. Dennoch wird er 
eingestuft wie der Adlige. Es ist wenigstens zu fragen, ob die ostdeutschen Stadt- 
gründer sich nicht auch bei der Besiedlung von Städten nach einem solchen Ein- 
teilungsschema orientierten, ob sie in ihren Städten neben den vielen, welche die 

Ebd. 2 Nr.87. 
16 Ebd. I Ni.lSO. Diese ideniitäi von städtischer uiid ländlicher Oberschichi findei sich bc- 

kannilich auch in der Kulrnei Handfeste, „die eigentlich ein Güieibesiizrecht fiii Siadtbürger isi" 
(R. Wenskus in: Vortrage und Forschungen 13.1. 1970 S.377f.). Auch in der Kulrnei Handfeste 
werden die zu Roßdicnsr uerpflicliteteii Güteiinhabcr cives genannt. 



gleichförmigen areae besetzten, auch andere ansiedelten, die eher jener 60- 
Hufen-Kategorie angehörten, von der der zitierte Text spricht. 

Ich lasse die Frage offen und breche zugleich den flüchtigen Überblick über 
eine Auswahl von Urkunden zur Ostsiedlung im ganzen ab. Er hat gezeigt, daß 
die Frage nach der Begrifflichkeit dieser Urkunden eine lohnenswerte Frage ist, 
daß die hier gebrauchten Bezeichnungen für die Stadtbewohner nicht so  fixiert 
sind, urie man erwarten könnte. Es empfiehlt sich also, die Quellen etwas ein- 
gehender zu betrachten. Das aber nötigt zu einer geographischen Einschrän- 
kung. 

Wir brauchen ein nach vernünftigen Kriterien abzugrenzendes Teilgebiet. Wir 
brauchen ein Gebiet mit nicht zu armer Überlieferung, und auch mit nicht zu 
früher Uberlieferiing, damit wir wirklich voll ausgebildete Ostsiedlung doku- 
mentiert erhalten. Ich wähle deshalb das preußische Territorium des Deutschen 
Ordens, das zudem noch einen weiteren Vorteil bietet. Es kommt der bisher 
gewonnenen Arbeitshypothese nämlich am allerwenigsten entgegen. Denn wenn 
wir nun mit einer unfesten Terminologie rechnen, dann sollten wir diese 
Vermutung dort prüfen, wo die politischen Voraussetzungen für Gleichförmig- 
keit und Rationalität am stärksten gegeben waren, und das ist sicherlich im 
Herrschaftsgebiet des Deutschen Ordens, nicht überall in Osteuropa - in Liv- 
land sicherlich nicht -, wohl aber in Preußen der Fall, wo man erst jüngst 
wieder von einer „Schematisierung und Uniformierung des Siedelablaufs" 
gesprochen hat ". 

Ich beschäftige mich im folgenden mit den preußischen Stadtgründungs- 
urkunden, mit Handfesten, die den Lokatoren oder den Bürgern selbst gegeben 
werden, zum Zeitpunkt der Gründung in einigen Fällen, meistens jedoch später, 
oft so, daß frühere Handfesten wiederholt, modifiziert, erweitert werden. Aus- 
steller ist der Stadtherr, d.h.  in den meisten Fällen der Orden, vertreten durch 
den Landmeister, seit 1309 durch den Hochmeister, oft auch durch den Gebiets- 
kommandanten, d.h. meistens einen Komtur. Es gibt jedoch auch die in den 
bischöflichen bzw. domkapitularischen Gebieten gelegenen Städte. Hier treten 
Bischof bzw. Kapitel als Aussteller auf.  Daß es in Pommerellen eine von Johan- 
nitern gegründete Stadt gab und daß hier auch eine der wenigen alten Magna- 
tenfamilien im Ordensland eine Stadt gründete, kann beiseite bleibeni8. 

In allen Urkunden wird die betroffene Siedlung als oppidum, urbs, civitas 
oder stal bezeichnet - die Scheidung von den Dorfgründungshandfesten stellt 
also kein Problem dar. Ein Teil dieser Urkunden begnügt sich freilich mit diesen 
Kollektivbegriffen und benennt die Stadtbewohner nicht. Diese Urkunden müs- 
sen hier ausscheiden. 

J .  1. \1rs7$:t. Ocr Bciirag der Uikundeii~uisscnscliafi zur Eiloischung der deiitschen Ost- 
siedliing am Iiciit>ici Sciiiesiciis. In: Ilie dciiische Ostsicdliing(Voi1iagc U. Forschiingcii 18). 1975 
S.141. 

' W i e  Jlolizniiiicigiiiiid~~11e isi Scliöncck. Einc Giiindilng dci  Farnilic Slaiige ist Ficysradi. 
Vgi. n i i i  Hanclbiicli dci  Hisioiisclicii Siaiicn. Osi- iind \Vcitpicii8cn. Hg. u. E. WEIST.  1966 S.207 
i i .  5s. 
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W o  Stadtbewohner genannt werden, überwiegt in den lateinischen Urkunden 
das Wort civis, in den deutschen die Bezeichnung burgere. Es begegnen freilich 
auch die Worte incola und habitator bzw. auf Deutsch inwonere, wir finden 
auch urbanus, possessor, forensis und einiges mehr. 

Diese wechselnde Terminologie ist noch jedem aufgefallen, der sich mit einer 
größeren Zahl dieser Urkunden beschäftigt hat. Und das Urteil lautete schon bei 
Johannes Voigt : terminologische Willkür 1 9 .  Arthur Semrau" und Guido 
Kisch" haben das bestätigt. Aber ebenso wie Voigt haben auch diese Autoren 
versucht, eine doch wenigstens teilweise konsequente Terminologie aus diesen 
Urkunden herauszulesen und einem Teil der Bezeichnungen spezielle Gruppen 
von Stadtbewohnern zuzuordnen. Voigt meinte, einen realen Unterschied 
zwischen burgensis und civis zu entdecken'?. Semraus Bemühungen zielten 
darauf, in den habitatores die minderberechtigten rnedewoner zu sehen". Kisch 
hat dem ~ i d e r s p r o c h e n ~ ~ ,  mit Recht, wie mir scheint. Aber auch dieser Autor 
macht sich auf die Suche nach einem Rest terminologischer Konsequenz, indem 
er in den habilaiores prussische Stadtbewohner zu finden meint. Das ist sicher- 
lich ein Fehlschlußx. 

Die Quelle solcher Irrtümer ist, so scheint mir, eine unzureichende Bemühung 
um die einzelne Urkunde, vor allem jedoch wohl die Leitvorstellung von einer 
sozusagen normalen städtischen Bevölkerung, bestehend aus Bürgern, 
Beisassen - den medewonern also - und Gästen sowie dann, als regionale 
Variante, noch von Undeutschen. Man suchte diese Gruppen dann hinter den 
termini der Stadtgründungsurkunden und meinte sie auch gefunden zu haben. 
Das war ein Irrtum, wie ich nun zeigen möchte. 

Ich spreche zunächst von den Beisassen. Semrau meinte, daß die Kulmer 
Handfeste von ihnen rede, wenn sie von peregrini" spricht, und er dachte, daß 

J. Voi<;r. Geschichic Picussens 6.  1834 S.699 f .  Anm.2. 
'O A. SIURAL:,  Buigei. Einwoliiiei uiid Gäste in den Stadten des Ordc~islarider. Mittciiungcri 

des Copperniciis-Veieins 15.  1927 S .  80. 
? '  G .  Kis<:ii. Studien ziii Rechis- uiid Sozialgcscliiclilc des I~eutsclioidenslander. 1973 S. 34. 

Anm.19 zit. op. 3.  1828 S.481 Anm.2, wo er die Buicmannen \,on Schöneeiek 
(iischhauscn) als Repräsentanten einer verbreiteten Gruppe von burgenses ncnnt, obwohl sie in 
der anerzogenen Uikiindc (zu ihr iinten 3.57 Anm.60) ecrade cives genannt eciden.  

" \Vic Anm. 20 zit. S.79f. 
" Wic Anm. 21 zit. S.39f. 3 Dazii unten C. 53 f 
'"um Problem der in der Kuimei Handfeste eenanntcn peregrini siehe KISCH, wie Anm.21 

S .53f f .  Kisch versteht unter dicscm Begriff S.71 „mindcibcrech1igte Neusiediei". Auch wenn 
Kisch "hersehen hat, daß  percgiini rioch in einer Urkunde für  Giaudenz aus dcm Jahre 1313 
genannt iicrdcn (Preunisches Urkiindcnbuch 2. Hg. V. M. H r i s  i i .  E. M,AS<:III<E 1939 Ni.104: 
advcne und perqri~ii  wcrdcn deii h e r  im Hinblick auf den Gcwandschnitt gleichgcsteilt), scheint 
cs docii cinigeimaßen iweifclhaft, aus einer ( b z w  nunmehr zwei) Nennungen cinc cigene soziale 
Gruppc zu machen und noch dazu einc fui ein Siedlerland einigeimaßcn zeiitialc. Wenn Kisch im 
Rcchl wäic. dann müßtecr  sagen können, unter iuelchcn Termini sich die Gruppe der .,mindcrbe- 
iechtigtcn Ncusiedlei" dcnn sonst rcrbiigt. Und für die Kuimci Handfcstc ist Kisclis Dctitiino 
schon dcshalb ru~cifeliiaft, weil uonpers;.riniin dieser Urkunde iiui- insafcrn die Rede ia. als sic 
dasselbe Nutzui~gsrecht an einem Stück Wcichsei habcn wie die civer (Fassungen von 1233 und 
1251) und das Fischrecht in eincm Weichrelabsclinitt (Fassung von 1251). Vgl. auch Kiscli S.70. 
Von .,Ailmcndenutzi!n~" schleclithiri (so S .73  ii.ö.) ist iiiclit die Redc. 



eine Reihe von Urkunden incole von cives unterscheide, und mit den ersten eben 
die Beisassen meine. Semrau führt eine Urkunde für die Neustadt Thorn aus 
dem Jahre 1303 an, in welcher von incole el cives die Rede ist, also zwei ver- 
schiedenen Gruppen, wie er meint". Aber es sind ja die cives et incole, welche 
dieselben Rechte haben sollen wie die Altstadtbürger, darunter das Braurecht. 
Es ist keine Frage, daß die Formel cives el incole hier wie auch in anderen 
Urkunden im Sinne eines Hendiadyoin die vollberechtigten Bürger meint, wie 
im übrigen schon Kisch gegen Semrau eingewandt hat. Keine einzige Stadtgrün- 
dungsurkunde spricht von den Beisassen mit einem eigenen Terminus, keine 
erwähnt sie. Dieser Feststellung Kischs'qst zuzustimmen. 

Aber das heißt nicht zugleich, daß in den preußischen Stadtgründungsurkun- 
den nur von einer undifferenzierten Bürgerschaft die Rede ist. In einer Urkunde 
für Mohrungen aus dem Jahre 1331'Y ist von inhabitatores, von incole und von 
possessores die Rede. Die incole haben zusammen 20 Hufen Allmende, die 
possessores haben Zinshufen. Von den inhabitatores wird gesagt, daß sie von 
jeder area 6 Pfennig Zins zahlen und von jedem aratrum bonorum, womit die 
Zinshufen gemeint sind, einen Naturalzins. Die inhabilatores haben auch ein 
eingeschränktes Fischrecht. Es werden also zwei Gruppen von inhabitatores 
unterschieden. Die einen zahlen einen Hausstättenzins, die anderen haben eine 
Zinshufe. Die einen leben innerhalb der Mauer, die anderen, die possessores der 
Hufen, leben außerhalb von ihr, sie sind Bauern, würden wir sagen, wenn sie 
nicht unter den inhabitatores, und das heißt unter den Bürgern von Mohrungen 
inbegriffen wären. 

Ahnliche Angaben finden wir in den meisten preußischen Stadtgründungs- 
urkunden. Denn über ein Stadtdorf, über ein gemeinsam mit der Stadt gegrün- 
detes und mit der Stadt vielfach verbundenes Dorf verfügte in Preußen fast jede 
Stadt. In den meisten Handfesten ist davon die Rede, daß die Stadt insgesamt 
eine bestimmte Hufenzahl besitzen solle - es sind meistens gegen 100 -, daß 
davon Allmende, Schulzenhufen und Pfarrhufen abgehen, und daß von den 
restlichen Hufen ein Zins zu zahlen sei. Dieser Zins entspricht dem, welchen die 
deutsc:,en Zinsbauern zu erbringen haben. Doch ist die durchschnittliche Zins- 
hufenzahl einer Stadt - sie beträgt etwa 70 - größer als die des üblichen Zins- 
hufendorfes'". 

Viele der Urkunden, welche die Einrichtungen des Stadtdorfes regulieren, 
sprechen auch von den Besitzern der städtischen Zinshufen. Sie teilen die 
städtische Bevölkerung ebenso wie das die zitierte Mohrunger Urkunde tut, in 
zwei Gruppen ein: in die Besitzer von areae und in die Bebauer von Zinshufen. 

" Preußisches Urkundcnbuch 1,l.Bearb. V. A. SERAPHIM. 1909 Ni.797. Dazu SEMXAV, wie 
Anm.20 rii. S.79 und, SIMIUU berichtigend, KISCH (xric Anm.21) 5.40 Anm. 47. 

28 Ebd. S.761. 
29 Preußischer U~kundcnbuch 2 (wie Anm.26 zii.) Ni.746. 
30 Vgi. W.  KUHN, Die Stadtdörler der mittelaltciiichen Ostsiediung. in: Dcis., Vergleichende 

Untersiichungen zur niiitelaiteriichen Ostsiediung. 1973. Hier S.236ff. über preußische Stadi- 
dörfei. 





Hufenzins von den Höfen des auf dem Stadtgebiet liegenden Dorfes zahlen, 
bürger nicht anders als die, welche den üblichen Rekognitionszins für eine 
städtische area, in dieser Urkunde heißt sie hof, l e i~ ten '~ .  

Schließlich, ein letztes Zeugnis, die Handfeste für Lessen aus dem Jahre 
1306". Bot uns die Urkunde für Wehlau eine extreme Scheidung von Hof- 
Stätten- und von Hufenbesitzern, s o  haben wir in der Lessener Urkunde ein Bei- 
spiel für deren fast totale Gleichberechtigung. In dieser Urkunde verleiht der 
Landmeister des Ordens den burgenses und incole der civiias Lessen 9 Hufen 
(eine zehnte soll der Schulze hinzufügen), eine nur kleine Zahl also. Aber auch 
diese 10 stadteigenen Höfe bilden ein Dorf, eine villa. Und die incole dieser villa 
werden den Bewohnern der civiias ausdrücklich gleichgestellt, politisch und 
- teilweise - ökonomisch. Sie dürfen in eadem civirare Bier brauen und ver- 
kaufen, sie dürfen Tuch schneiden und verkaufen non alias quam in civiiate 
predicfa. Sie dürfen allerdings keine handwerklichen Produkte in ihrer villa ver- 
kaufen. Und dann die politische Gleichstellung: acht Schöffen sollen aus der 
civitas gewählt werden, vier aus der villa. 

Ein ungewöhnlicher Text, nicht anders als jener eben angeführte für Wehlau, 
der sich an  einer strikten Trennung von Stadt und Land versuchte. Beide sind 
zeitlich nicht allzuweit voneinander entfernt. Beide regulieren die Rechtsverhält- 
nisse von kleinen Städten, von Ackerbürgerstädten, wie man zu sagen pflegt. Im 
Hinblick auf die Entstehungszeit dieser Texte, auf die erste Hälfte des 
14. Jahrhunderts, wird man nicht sagen können, daß der eine die Ausnahme, 
der andere die Regel repräsentiert. Beide stehen nebeneinander. 

Und in den nachfolgenden Jahrzehnten? Man ist versucht zu sagen, daß die 
Zukunft selbstverständlich der Trennung von städtischen cives und ländlichen 
Hufenbesitzern gehörte. Aber im Mittelalter ist diese Zukunft jedenfalls nicht 
im Geschwindeschritt erreicht worden. 

Man sieht das an der Geschichte des ermländischen Braunsberg, denn hier ist 
es in dem uns interessierenden Punkt zum Konflikt gekommen. In Braunsberg 
waren im frühen 15. Jahrhundert die beiden hier interessierenden Gruppen, die 
Stadtbürger im engeren Sinne und die Bewohner des Stadtdorfes, in Streit 
geraten. Es stehen sich gegenüber die con7muniias, geführt vonproconsules und 
consules, die von Ratleuten und Bürgermeistern vertretene Bürgergemeinde 
also, und die inhabifaiores seu possessores curiarum el agrorum in Huntenberg 
und Rodelshöfen, in der Aue und in anderen curiae, die innerhalb der Grenzen 
der civiias liegen. Mit der zweiten Gruppe sind also die Hufenbesitzer in den 
Stadtdörfern gemeint. Curia ist hier der bäuerliche Hof.  Es geht nämlich 
darum, daß die possessores der curiae keine servicia rusficalia leisten und da8  
sie auch Anteil haben wollen an iura und liberrafes, welche den cives ei incole 
bei Gründung der Stadt gegeben worden seien - genannt werden Jagd und 

'"reußisches Urkundenbuch 3, I (wie Anm. 32 zit.) Ni .  184. 
3' Preußisches Urkiindenbuch 1.2. Hg. V .  A. SERAPHIM. 1909 Nr.860. Vgl. KUHX,  wie Anm. 30 

zii., S.239f.. der von einer „standischcn Hcbungder Bauern" spricht. Das scheint mir nicht ganz 
richtig, weil er die in der Urkunde etablierte Ordnung als einen sekundäicn Zustand erscheinen 
Iäßl. 



Fischfang. Diepossessores der Hufen wollen Anteil an  diesen Recht haben, quia 
pro incolis eiusdetn civitalis gererent el censeri deberent ebenso wie die incole 
intra muros eiusdem civitatis habitantes. Die Bauern der Braunsberger Stadt- 
dörfer unterscheiden also zwischen Bürgern intra und Bürgern extra muros. Sie 
beanspruchen eine Stadtverfassung, wie sie in der zitierten Handfeste für Lessen 
im Jahre 1306 enthalten, wie sie in Braunsberg ein Jahrhundert später freilich 
nicht mehr zu erreichen war. 

Denn die authentische Auslegung des Braunsberger Stadtprivilegs durch den 
ermländischen Bischof, um welche beide Parteien gebeten hatten, wies die 
Stadtbauern zurück: das Privileg für civitas, cives und incole gelte nur für die- 
. . 
jenigen, die innerhalb der Mauern wohnten'" Die Bauern haben sich 
anscheinend damit nicht zufrieden gegeben, denn wir haben eine notarielle Aus- 
sage dreier ermländischer Domherren, welche den Spruch des Bischofs einige 
Jahre später bekräftigen und verdeutlichen. Die Bauern hätten liberi sein wollen 
siculi cives civilatis heißt es hier. Und dann das Urteil: sie müssen servicia 
rusticalia leisten für civitas und cives, sie dürfen nicht fischen und jagen, sie 
sind, so  dürfen wir resümieren, keine cives, sondern rustici'9. Aber: dies wird 
erst im Jahre 1411 festgestellt, 120 Jahre nach der endgültigen Begründung der 
Stadt. - 

Nach Beisassen und Stadtbauern nun eine dritte Gruppe von Stadtbewoh- 
nern, von welcher in den Gründungsurkunden die Rede ist - oder vermeintlich 
die Rede ist: die Angehörigen der einheimischen Bevölkerung, die Undeut- 
schen, wie ein zeitgenössischer Terminus lautet. 

In vielen Handfesten findet sich eine Bestimmung, welche die Prussen, Polen 
und Slaven vom Stadtgericht ausnimmt, gänzlich oder teilweise, und die 
Gerichtsbarkeit über sie dem Stadtherrn vorbehält, dem Orden oder dem 
Bischof bz~z,. dem Domkapitel. 

Ich ziehe noch einmal die Handfeste für Wehlau aus dem Jahre 1336 heran4". 
Die Gerichtseinkünfte werden hier gedrittelt: ein Teil geht an  den Schulzen, ein 
Teil an die Stadt und ein Teil an  den Stadtherrn, den Deutschen Orden. Aber 
was hier geteilt wird, ist nur das Gericht über die homines Theutunicales. Aus- 
genommen ist das iudicium Pruthenorum. Dieses gehöre vielmehr seit alters den 
Brüdern des Ordens. 

Diese Bestimmung, die sich ebenso oder ähnlich, wie gesagt, in vielen Hand- 
festen findet, ist wiederholt als Beleg für eine nichtdeutsche, unterbürgerliche 
Stadtbevölkerung angesehen worden". Es ist aber zu fragen, ob das nicht auf 
einem Mißverständnis beruht. Sieht man sich nämlich solche Urkunden an, wo 
dieser, sagen wir: Prussenparagraph etwas ausführlicher gefaßt ist, so  scheint 

Codcn diplomaricus Warmiensis 3. Hg. V. C. P. \VOELKY. 1874 Ni.409. 
39 Ebd. Nr.469. 
40 Siehe oben Anm. 33. 
41 S. z . B  von G. ESCHFXHAGIN, Ostpreuss i s~h~ Städiegrundungen auf Ordenrgebiet. Alt- 

preußische ,Monalsschrift 50. 1913 S.117. Zum folgenden auch H. BOOCKMANN, Zur ethnischen 
Stiukrur der Bevölkerung deurschci Osiseestadic. Erscheint glcichzcitig in cinem von 
K.  F n i i - i 1 i . n ~ ~  hg. Sammelband. 



von etwas anderem die Rede zu sein als einer städtischen Unterschicht minderen 
Rechts und nichtdeutscher Herkunft. 

Ausführlicher ist z.B. die Handfeste für Landsberg aus dem Jahre 1335, 
zugleich ein Beispiel für jene Urkunden, welche dem Stadtgericht eine 
wenigstens partielle Kompetenz im Hinblick auf die Nichtdeutschen zugestehen. 
In der Landsberger Handfeste heißt es, daß der Schulze auch über die advene 
richten soll, und zwar sowohl über die Theufones wie über die Pruteni Und 
dann fährt der Text fort: sed huic iudicio volumus Prutenos nosfros non 
includi, rustici ver0 feudalium nostrorum iudicio subiacebunt civitatis4?. 

Es geht hier also nicht um Stadtbewohner, nicht um die homines, welche die 
beiden Lokatoren in Landsberg angesiedelt haben, wie es vor der zitierten 
Bestimmung heißt, sondern um Besucher der Stadt, um Gäste, wie das deutsche 
Pendant für advene heißt. Und diese Gäste sind es, die nun geschieden werden, 
nach ihrer ethnischen, aber auch nach ihrer rechtlich-sozialen Zugehörigkeit. 
Sie werden geschieden in deutsche Gäste, die der Zuständigkeit des Stadt- 
gerichts unterliegen, und in prussische Gäste. Diese werden geschieden in die 
vom Stadtgericht eximierten rustici des Ordens, also in die Bewohner der Prus- 
sendörfer des Ordens, vielleicht sind auch die kleinen prussischen Freien einge- 
schlossen, und die rustici feudalium nos2rorum. Die letzten, die auch dem Stadt- 
richter unterstehen, wenn sie in die Stadt kommen, sind abhängige - prus- 
sische - Bauern, die nicht den Orden selbst zum Herrn haben, sondern einen 
der Großen Freien, einen der Großen Freien prussischer Herkunft etwa, die in 
anderen Urkunden, so in der für Bartenstein aus dem Jahre 1332, reges Pruteni- 
cales genannt werden4'. Die Handfeste für Rastenburg aus dem Jahre 1357 nennt 
die in die Stadt kommenden Marktbesucher prussischer Herkunft, deren unmit- 
telbarer Herr der Orden nicht ist, Pruyzin, dy undir den konigin ader undir den 
lenluyfen wonhaft s$nu. In beiden Fällen geht es aber um Prussen, die nicht in 
der Stadt wohnen, sondern die in die Stadt kommen, um advene, um Markt- 
besucher. In der Rastenbnrger Urkunde wird das auch daran deutlich, daß die 
iurisdiktionelle Kompetenz des Stadtrichters über nicht dem Stadtherrn 
unmittelbar zugehörige prussische Gäste noch an die Bedingung geknüpft wird, 
daß die Delinquenten von dem schulczen und s$nen helfern ufgehaldin wurden. 
Mit anderen Worten: in dieser wie auch in anderen Handfesten - z.B. in der 
für das ermländische Guttstadt aus dem Jahre 1329 - werden die prussischen 
Gäste dem Stadtrichter nur für den Fall eines Handhaftverfahrens unterworfen, 
eine Regelung, die sich im Stadtrecht ja auch dort vielfach findet, wo es nicht um 
Gäste ethnisch anderer Herkunft geht". 

2? Preußisches Urkundenbuch 2 (wie Anm.26 z i t )  Nr.871. 
'? Ebd. Ni.752. Zu den piussischen reges siehe H. KOF:PPEN in Pieußische~ Urkundenbuch 4. 

1960 5.582 Anm.5 mit Literatur sowie R. W~liitius in: Vorträge und Forschungen 8. 1964 
S.207ff. 

PreuRischcs Urkundenbuch 5,2. Hg. V. K. C o ~ n ~ u .  1973 Ni.593. 
4' Vgl. H. Ruoowi, Zur Rechtsstciiung der Gäste im mittelalterlichen sthdtischen Prozess. 

1907, besonders. S.78. 
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Wie es scheint, läßt sich der „Prussenparagraph" überhaupt in die gastrecht- 
lichen Regelungen einordnen, wie wir sie aus der allgemeinen Stadtrechts- 
geschichte kennen. Es geht nur scheinbar um regionale Besonderheiten, wenn 
z.B. in der Tolkemiter Handfeste von 1351 gesagt wird: Dach wellen wir - SC. 
der Komtur von Elbing, der diese Handfeste ausgestellt hat - selbisz richten in 
dersiad grenniicz alle PrewJen und ~ % / e n  und al/er/ey leute windischer czunge. 
Es scheint nur, als ob es hier um einen regional bedingten Sachverhalt gehe, 
denn der Satz fährt nach der Nennung der Preußen, Polen und Leute 
wendischer Zunge fort: die do gesre seyn"". Gäste aber gibt es in jeder Stadt; das 
Problem, was in der Stadt mit einem bäuerlichen Delinquenten geschehen soll, 
der einen Gerichtsherrn hat, ergibt sich überall, wo Bauern einen Markt 
besuchen. Und auch sonst finden wir, daß der Grundherr versucht, seine 
Bauern vom Stadtgericht auszunehmeni'. Wenn in den preußischen Handfesten 
dieser Versuch auf die nichtdeutschen Bauern beschränkt wird oder jedenfalls 
auf die dem Stadtherrn unmittelbar untergebenen von ihnen, so ist das nur ein 
Ausfluß ihrer im Verhältnis zu den deutschen Zinsbauern geminderten Rechts- 
stellung. Es geht um Bauern minderen Rechts, und das sind eben die Nicht- 
deutschen: PreSen, Polen und Wenden oder gasle einer andern fremden zun- 
gen, die nicht deuisch recht haben, wie die Urkunde für Preußisch Stargard von 
1348 sagtJR. 

Die Handfesten sagen also nichts über ständige nichtdeutsche Stadtbewoh- 
ner. Sie sagen selbstverständlich nicht, daß es solche Stadtbewohner nicht 
gegeben habe. Sie erwähnen sie nicht, wie diese Rechtsquellen denn überhaupt 
nur einen schmalen Ausschnitt städtischer Wirklichkeit in Normen fassen. Sie 
sprechen ja auch nicht vom besonderen Gerichtsstand des Klerus. Die Hand- 
festen kennen nur die Angehörigen der Bürgergemeinde (zu der sie in vielen 
Fällen die Besitzer der stadteigenen Zinshufen hinzurechnen) und die Gäste. 
Nichtdeutsche werden nur als eine Gruppe unter diesen advene genannt. O b  sich 
unter den Angehörigen der Bürgergemeinde selbst Nichtdeutsche finden, wird 
durch diese Urkunden nicht geklärt, weder im negativen noch im positiven 
Sinne. 

Nun hat freilich Guido Kisch versucht, ein prussisches Bevölkerungselement 
hinter einem anderen Terminus der Stadtgründungsurkunden zu erkennen. Er  

46 Preußisches Urkundenbuch 4 (wie Anm.43 zit.) Nr.651. Th. PLYNERS, Untersuchungen 
über die Herkunft der Stadtbewohner im Deutsch-Ordensland Preußen bis in die Zeit um 1400. 
1942 S.112 hat das mißverstanden und gemeint, er gehe hier um ständige Bewohner der Stadt. 
Ebenso liest 0. G ~ J I A ,  Die Gründungspiivilegien der Städte in dem Gebict der Komturei 
Osterode. Diss. phil. Berlin 1936 S.42 aus der Urkunde für Deutsch Eylau von 1333 heraus, es 
habe hier prussische und polnische Einwohner gegeben. Die Urkunde spricht jedoch nur von dem 
dem Orden voibehaltenen Polenschgerichi und von Prussen überhaupt nicht. 

47 Dazu RUDORFF (wie Anm.45 rit.) S.47ff. 
46 Preußisches Urkundenbuch 4 (wie Anm. 34 zit.) Ni. 335. Die modeinisierie Orthographie 

erklärt sich aus der schlechten Überlieferung der Urkunde. - Vgl. auch die Handfeste für die 
Jungstadt Danrig aus dem Jahre 1380 (P. Siasorr, Gcschichtc der Stadt Danzig 4. 1918 Ni. 101). 
die gcwissermaßen den „Piussenpara~raplien" ohne Piusscn bzw. Nichtdeutsche bietet. Der 
Hochmeister eximiert vom städtischen Gericht unsir leurhe uffdern lande wonende, es sei denn, 
sie sind bei handhaftei Tat in der Stadt odci deren Gebiet ergriffen worden. 



meinte, daß die Handfeste für Königsberg aus dem Jahre 1286 und die für 
Löbenicht von 1300 in Bestimmungen, welche von omnes incole ei habiiaiores 
sprechen, zwei Gruppen unterscheiden, die Mitglieder der Bürgergemeinde und 
andere Bewohner, und daß es sich bei diesen um Prussen gehandelt habe. Aber 
das ist sicherlich ein Irrtum'? Es spricht, so scheint mir, nichts dafür, daß von 
Prussen in beiden Urkunden anders als von Gästen und Marktbesuchern die 
Rede ist. Es entfällt damit offensichtlich auch, was Kisch für eine den inwonern 
vergleichbare Stellung der Nichtdeutschen in den preußischen Städten aus den 
Urkunden zu erkennen meintso. 

Auch der gern angeführte Henniko Prutenus, den Kisch in diesem Zu- 
sammenhang nennt, führt hier nicht weiter. Denn dieser Zeuge aus der Königs- 
berger Handfeste von 1286, der in einer anderen Urkunde aus diesem Jahr als 

4 V ~ e u ß i s c h c s  Urkundenbuch 1 ,2 (wie A n m . 3 i  zit.) Nr.740. Auch in: Uikiindcnbuch der 
Stadt Könicsberg i. P i .  I .  Bearh. V. H.  M ~ s n i i i h i .  1910 Nr. 16. Kis<:ii (irie Anm.21 rit .)  S .41 ff. 
tiircli siiiizt sich insbesondere daiauf ,  daß  eine anscheinend niclit ausgeieitigie, sondern danii als 
Konrcpt für die eenannte Urkunde beiiuiiie Yoriiikuiidc (.Mvli:zi>iii:~i. Ni. 14) ani Anfang ein 
rlantes omnibirs hobitotoribirs Ovitotis.. . libertole»i koirificii zii: dontes otnriibus incolir et 
hobiiatoribus usw. S o  dann auch in der ausgcfeiii$tcn Urkiindc. Abci  cs ist nichr einsichtig, 
warum mit der Doppclformel eiiie ,,rcclirliclie Diffeienrierun;" gcrncint sein soll, warum die 
hobiiotores einc besondere Gruppc darstellen sollen, mrnal Kist:ii gegen S L M R ~ C  S.40 Anm.47 
die entsprcchcnde Deutung einer solchen Doppclforniel iuruckgewiescn hat. Auch das Privileg 
für Rösscl aus dem Jahre 1337 (Codex diplornaticus Wariniensis I - wie A n m . 6  zit. - Nr.285) 
bietct nicht, wic K i s c ~  5.45 Anm.63 meint, einen Beleg fui  eine rechtlich differenzierte 
Stadbcvölkeiiing. Dcnn die von Kisch zitierten co>?imororites sind ideiitisch mit den cives, und 
zwar nicht nur, weil sie das  für  cives typische begrenzte Fischrecht empfangen, sondern auch 
deshalb, weil Kisch a.a.0. daseisdeni falsch bezogen hat. Mit diesem Wort sind der Lokatoi und 
seine Nachkonimen gemeint. 

' 0  Dic Handfeste für  Löbenichr (wie vorige Anm. rii.) iälirr an dcr zirieiten Stelle (dontes 
oninibus incolis et hobirotoiibirs.. . libertate»i) fort: ouod in  iudicibt,~, co!isulihus. scnbiriis 
eligendis et in senrenciis jerendis, !nulciis sive penis iudiciolibus itiJiigendis toiri in Tci<iunicos 
qumn in Prutenos, Sotvbitos ei in nosirom Jo»iiliai>i [also die Bewohner der Burgfieihcit], 
cuiuscurnque si i  condicionis Aobeont oinne ius civiiotis ontiqire Kung.csbcrch. KISCH 5.45 meint, 
d a 0  niit den Priileni und Satnbite „Stadtbeivohrier" femeinr seicn. Die Urkunde differenziere 
also die ,.st&dtischc Bevölkerung nach narionalcn Gesiciitspunkten". Wahrscheinlich seien also 
die vorgenannteil hnbiiotores die in der Stadt ansässigen Prussen. Diese Inrcipieta1ion liai ihren 
Anlaß aoi i i  < l ; i i i i i .  daß die Urkunde für Lobenicht sich summarisch ausdruck;, wenn sie iin 
Hinblick a i i l  <I;:, (iciicht übei  Nichrdciiiche auf  die Handfcsie für Königsbcig (Altstadt) 
verueisi. Abci \clion die sumtnaiischc Atisdruckracise der L.öbenichter Handfcstc iäßl Kischs 
Inicipreiarion deshalb nicht zu, weil andernfalls ja auch die Bciiohnci der Biiigfreiheit zur 
Löbeiiichtcr Bevölkerung gezahlt und als eine miiidcibeiechrigtc Griippe in i l i i  angesehen ivcrden 
rniinten. Gerade die Ncnnune der  Leibte i,oii der Biiiefreilieii leicr. daß es um nichts anderes ~ c h t ,  . 
als stets an  dicsei Stelle in den Handfesten: um das  Geiiclit übei Marktvereehen Ausiväitiger. 
Entsprccliend dann auch der Wortlaut der  Königsberger Urkundc (MEVDTHAL NI. 10). EI ist ganz 
eindcutio, auch aenii er nicht von odveriespiichr. F. Ghcsi-, Dic Gcschichtc der Stadt Königsberg 
I .  1965 fcht auf  die tioiiigsbeiger Handfesten nicht im ciiirclncn eiii. - In1 Sinne Kischs könnte 
man ehci als die Lobenichter Uikuiidc dic Cliristbiirgcr Handfeste von 1288 anführen 
(Preiißisches Urkundenbuch 1.2 - wie Anm.37 rit. - Ni.525). Dcnn hier ac iden  dcm Gciicht 
dcs Ordens die Prutetii in prejoio civiiotr non viorientes voibehaltcn. Ebenso in dcr Chiistbiiiger 
Urkundc von 1304 a.a.0. Ni.828. Doch auch Kisc!i S.49 Anm.70 meint, daß man aus diesem 
\Voitlaur nicht dic Existenz von Pruieni in civiiole ,nu>ienies ableiten duife .  Anders dagegeii 
Pissr~s .  wie Anm.46  zitiert. S.lO1 f. 
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einer der Königsberger Ratleute figurierts1, ist zwar ein früher Zeuge für Stadt- 
bürger einheimischer Herkunft und für die moderne Frage nach der ethnischen 
Zusammensetzung städtischer Bevölkerungen eine interessante Figur. Für seine 
eigene Zeit dürfte er ein Bürger, ein civis, burgensis oder incolu gewesen sein wie 
andere auch. Eine Prussen und Nichtdeutsche nennende Bestimmung konnte 
ihn nicht treffen, da  er Mitglied der Gemeinde war und kein advena. 

Die Frage, ob ihm der Weg in die Stadt erschwert worden ist oder o b  er in 
eine herausgehobene Schicht ebenso leicht aufgenommen wurde, wie dies bei 
den prussischen Angehörigen der ländlichen Oberschicht der Fall gewesen ist, 
Iäßt sich schlechterdings nicht beantworten. Die Quellen dafür fehlen. Daß die 
normativen Quellen nichts darüber sagen, hoffe ich gezeigt zu haben. Und die 
Quellen für die realen Verhältnisse sind für die frühe Zeit noch nicht in 
nennenswertem Unifang vorhanden. 

Erst um 1400 werden hier Schranken errichtets': nicht in H a n d f e ~ t e n ' ~  offen- 

" MFXI>IIIAI. (wie Anm.49 rit.) Nr. IOf und Kiscii (wie Anm.21 zit.) S.45. 
5-in dem neuesten Überblick zur Frage der Nichtdeutschen im Gebiet der Ostsicdlurig. bei 

H .  V. z. M ~ H L E I .  in: P. J o i i n s s i ~  U. H. V. z. Mü!ii is ,  Deutsch und Undeutsch im mittcl- 
aiteilichcn und fiühneurcitlichen Reval. 19i3 findet sich S.11 die Ancabe. der Hoclimcisfer Sicg- 
fiied von Feuchiwanoen habe im Jah ic  1309 ..aus AiilaLl ländlicher Aufstände" cine ..Ai$.;- 

städtischen Rechisaidnuna dcs Mittcialicis in Ost-MiKeleuiooa. Zeitschrift für Ostforschuiie 1 

bezicht sich auf  die damals noch uneedruckte Arbeit von Dora Giete  HOPP.  Die Zunft  uiid dic 

Neueiunr  rezenübei dem durch den Ratmaiin Hcnniko (oben Anm. 51) reniasenticrten Reclitszu- . . 
1 : .  I I . ,  I 2 8 J . .  . : :  .I. . >Ii . : . I I . 1. !i~!...l..it .i . I  i 

1 C \ : C  h :  I . . I ., ,., , <#:,.I .!>': O>' .,!d \+c .?p: . .  1 . v  1.W > 
- hier sich1 nichts über ienes Mandat von 1309 - und a u f  J. Voic i ,  Geschichte Preussens 6 
S.700. wo nur vom AusschluLl dc i  Priissen vom Bürgciiecht in der s t a d t i s c l i e n  Gesetzgebung 
die Rede ist. Damit scheint rlic sich von Kompilation zu Kompilation hinziclicndc Spur zu ver- 
sickern. Voigi iedct jedoch im 4.Band seines Werkes (1830) S.263 und S.613ff. von dc i  
Landesoidnung Siegfiieds von Feuchtwangen. Er koinmt zu dciii Ergebnis, d a 0  deren 
Überlieferung äußerst fragwürdig ist, und da8  in dem Geseiz Ni.4. wo vom Ausschiiiß der 
Prussen von Ämtern die Rede ist. von Srädicn n u r  in der durch den Clironisien Simon Griinau 
übeiliefeiteii Fassung gesprocheii wird, daß dieser also einen nicht autlientisclien Zusatz zu einer 
vielleicht authentischen Bcslimrnung gemacht hat. S o  lange die Landesgesetzgebung dcs Ordens 
nicht eigens untersucht ist, kann man also heinesiuegs mit V. z. Mühlcn. Zorn und Doia Gietc 
Hopp  von cinem Ausrchluß dci Nichtdeutschen von slddtisclien Ä n ~ t e i n  (gcscliweigc denn von 
,,Handwerk und Kaufmannschaft") schon 1309 reden. Es scheint niii iedoch übci Voii?ts Ein- 
wande hinaus fiaolicli. ob man eine Landeseesctzeebuno bzw. o b  nian Landesoidnuiiecn so friih .~~ 
überhaupt erwartet werden daif(vg1. auch R.W'ixrnus in: Vortrage und Forschungen 13,1970S. 380). 
Zu Zcuanisscn eincr Picußenaussclilusscs i i i  L.sndcsoidnungcn ugl. im übrigen untcn Anni. 54. 

'3 P ~ u . i r n s  nennt in seinem Anm.46 zit. Roch S.112 eineunveidffentlichic 1-landFeste ausden, 
Jahre 1399, welche die Polen vom Bürgerrecht in Gilgcnburg ausschließe. Die Urkundc ist jedocli 
gefähclit: vgi. E .  J«:\CHIM U. \V. HI;II:\TSCH. Rcgesta historico-diplomatica 2. 1948 Nr. 1497. ES 
ist abci  nicht auszuschließen, daM andere unvciUffcnt1ichte späte Handfesten mit einci rolclie~i 
Bestimmung existieren. 



sichtlich, wohl aber in Landesordnungeni4 und in städtischen WillkürenSi, die 
Nichtdeutsche vom städtischen Wohnen und Arbeiten und vom Bürgerrecht 
ausschließen. Entsprechend verfahren Handwerksordnungen - in PreußenSb 
übrigens seltener als in der Mark Brandenburgi'. Aber das liegt jenseits meines 
Themas. 

Ich habe mein Thema, die Frage nach dem Bürgerbegriff in ostdeutschen 
Stadtrechtsquellen, nach einem oberflächlichen Blick auf die ostdeutschen 
Stadtgründungsurkunden überhaupt, der zu der Arbeitshypothese einer verhält- 
nismäßig unscharfen Terminologie führte, am Beispiel der preußischen Stadt- 
gründungsurkunden erörtert. Ich wollte prüfen, ob  sich jene Unscharfe auch 
hier findet, wo mit einer größeren Gleichförmigkeit zu rechnen ist als iri anderen 
Gebieten Ostdeutschlands und Ostmitteleuropas. 

Das Ergebnis ist, so scheint mir, zwieschlächtig. Auf der einen Seite jene 
terminologische Willkür, die schon frühere Leser dieser Urkunden festgestellt 
haben: burgenses, cives, incole, habitatores - mit welchen Worten die 
Stadtbürger jeweils genannt werden, scheint das Ergebnis von Zufall, Willkür 
und Lust am stilistischen Variieren. Auf der anderen Seite aber ein enger Kreis 
von Bestimmungen, welche in den Handfesten das Bürgerrecht umschreiben. 
Die Handfesten reden, ich sagte es schon, nur von Bürgern und Marktbe- 
suchern. Bei den Bürgern unterscheiden sie zwischen denen intra und denen extra 

54 Eine Landesordnung von 1417 verbietet, Preußen in Städten und Dörfern zum dynen oder 
wonen aufzunehmen - es geht also noch nicht einmal um das Burgeriecht. Dic frühere Landes- 
ordnungen zusammenfassende Ordnung von L420 wiederholt die Bestimmung von 1417. Ebenso 
die Landesordnung der Niederlande von 1427, während im Jahie 1418 hinzugesetzt wird, daß 
man den Prussen auch kein Bürgerrecht geben soll. M. TOEPPI*, Actcn der Ständetage Preussens 
1. 1878 S.309; 358; 470; 317. 

Die Marienbuieei Willkür schreibt vor: Oiich ensoi »ion vorbas mer in ciuko,nfiipen 

jedoch an letzter Stelle. bevor die \,On Voigt als solche bezeichneten Nachtrage beginnen. SEMRAU 
bezweifelt daher in seinem Anm.20 zit. Aufsatz S.77, ob diese Bestimmung tatsächlich zum 
ältesten Bestand der Sammlung gehöre. In seiner Geschichte Preussens 6. 1834 S.700 schreibt 
Voicr. ..in vielen Städten. vielleicht nicht in allen" seien die Undeutschen vom Bürreiiecht 
N . , . , L ~ : ~ ~ ? . ~ : I I  $>ucwn IW;,k4r:?: I,, ~ h m  ,,lictJ~t,,?, 11 . I ( <  \ l ~ r > : n b ~ r x !  B c ~ ' t c m , . ~ ~ ~  ,owc C . 
. U . .  C 5 I : r 3 ,ii!iri 1 - t u  ii .Iii i~i i i i i i<~:. ;Hi i i \~?i ,x i i r  S.i.:.I<i \ o i i i  
gibt in beidcn ~ ä l l e n  kein Darum an. Ein Ausschluß der Polen vom Bürgerrecht findet sich auch 
in den Willküren von Maiienwerdei aus dem Jahre 1480 und 1586. G. D ö ~ n i ~ c .  Willküren 
einiger Stadt- und Landgemeinden im Kreise Maricnwcrder. Zeitschrift des historischen Vereins 
für deii Re%.-Bez. Marienweidei48f. 1910f. Dieangeführten Bestimmungen hier 48 S.30 und 38. 
Willküren anderer Städte, z.B. Danrigs und Eibings, enthalten eine entsprechende Bestimmung 
nicht. Vgl. P. S r ~ r o x ,  Gesichte der Danziger Willkür. 1904 und A. SLMRAU, Die mittelalterlichen 
Willküren der Altstadt iind Neustadt Eibing. Mitteilungen des Coppcrnicus-Vereins 34. 1926. 
Hier S. 12ff. ein Überblick über die veröffentlichten Willküien preußischer Städte. Danach ist 
erschienen W. Fuxz ,  Die Königsbergei Willküien. 1928. 

Dazu F. GAUL, Die Forderung deutscher Abstammung der Lehrlinge in den altpreußischen 
Geweiksrollen. Zeitschrift für Ostforschung 9. 1960. Das früheste Vorkommen einer Ausschluß- 
bestimmung von Nichtdeutschen liegt laut dieser Arbeit im Jahre 1438 (S.59). 

Si Zu Brandenburg die Anm.52 rit. Arbeit von Doia Grete Hopf sowie W. VOGEL, Der 
Verbleib der wendischen Bevölkerung in der Mark Biandenburg. 1960. S.121 ff. 
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muros, bei den Marktbesuchern zwischen Deutschen und Nichtdeutschen. Das 
letzte ist eine unmittelbare Folge der ländlichen Rechts- und Sozialordnung in 
Preußen und insofern für die Stadtgeschichte primär gar nicht interessant. Ich 
habe mich mit dieser Frage ausführlicher beschäftigt, weil die Literatur die 
angeführten Bestimmungen teilweise so  verstanden hat, als sei hier von einer 
besonderen Gruppe von Stadtbewohnern die Rede. Das ist offensichtlich nicht 
der Fall. Es geht hier nur um Gästerecht. 

Interessanter für die allgemeine Stadtgeschichte ist der vergleichsweise große 
Platz, den die Stadtbauern, die Inhaber der städtischen Zinshufen, in den Stadt- 
rechtsurkunden haben. Im 14. Jahrhundert, aus dem die meisten der hier 
angeführten und der nicht genannten Urkunden ebeiifalls entstammen, ist die 
Grenze zwischen Stadt und Land in Preußen weniger scharf gewesen, als man zu 
erwarten geneigt ist, wenn man von einer Vorstellurig ausgeht, welche die mittel- 
alterlichen Städte aus ihrer ländlichen Umwelt stark heraushebt. Die Stadt wird 
im Preußen des 14.Jahrhunderts offensichtlich eher durch das ihr zugehörige 
Gebiet definiert5%Is durch die Mauer und durch eine besondere Lebens- und 
Wirtschaftsweise innerhalb dieser Mauer. Die letzte Unterscheidung, die 
Trennung zwischen den Leuten intra und extra muros scheint erst allmählich 
aufzukommen. 

Es ist selbstverständlich problematisch, sich auf normative Quellen zu 
beschränken. Bis zu welchem Grade die Wahl der Worte von der W-illkür, von 
den Kenntnissen und der Herkunft des Diktators oder gar Schreibers abhängt, 
Iäßt sich schwerlich ausmessen. Wer könnte ausschließen, daß es die pure Un- 
achtsamkeit gewesen ist, welche in einer Urkunde des pomesanischen Dom- 
kapitelsvogtes aus dem Jahre 1355 die Bewohner des Dorfes Goldau im Kreise 
Rosenberg cives nennt"? Immerhin: die Mitglieder der bäuerlichen Gemeinde 
werden auch in anderen Regionen cives genannt, und die Handfesten der 
preußischen Dörfer hat bisher niemand auf ihren Sprachgebrauch hin unter- 
sucht. 

Cives außerhalb der Stadt sind mir sonst in Preußen bekannt nur in einer 
Urkunde aus dem Jahre 1268 als Inhaber von Burglehen" und aus drei Ur- 
kunden der Jahre 1238, 1248 und 1320, in denen von cives des Ordenslandes, 

5Wgl .  schon J. Voicr, Geschichte Preusscns 3. 1828 S.487. 
59 PreußischesUrkundenbuch 5,l. Hg. V. K C o x n ~ u .  1969 Nr.328. Am Anfang der Urkunde 

ist von cives die Rede, später einmal von rusiici, im Eschatokoll wieder von civcs. Dan eine 
systemaii~che Durchsicht der fUr Dörfer ausgestellten Handfesten wciieie „bauerlichc cives" 
(vgl. oben Anm. 10) zu Tage fördern würde, darf man annehmen. Bcrnerkensu'ert isz auch die 
Terminologie einer Aufzeichnung. welche von dem Huldigun~sumzug des Hochmeisters Ludwig 
von Erlichshausen im Jahre 1450 hergestellt wurde. Sie spricht von dcii hurgern von Labiau: 
Scriptoies reium Prursiscaium 4. 1870 S.85 Anm. (Juli 26). Labiau ist jedoch keine Stadt, 
sondern eine Lischke, eine präurbane Siedlung, die in Preußen veihäiinismäßig oft vorkomml. 
Vgl. ruletrt H. LUDAT, Vorstufen und Entstehung des Städte~vescns in Osteuropa. 1955 S.46ff. 

60 Dei Bischof von Sarnland verschreibt am 11. April 1268 an 5 honesii viri 10 Hufen, von 
denen die cives, wie sie nun genannt werden, drei frei als burciehen besiizcn dürfen. 
Uikundenbuch des Bisthums Samland. Hg. V. C. P .  WOLLKY U. H.MENDTHAI.. 1891-1905 
Nr.93. 
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von cives Culrnensis lerre und von einem civis Warmiensis die Rede ist". Das 
scheinen Ausnahmen zu sein, sicherlich. Aber auch als Ausnahmen zeigen diese 
Zeugnisse, daß das Wort civis nicht auf den Stadtbürger festgelegt ist, daß es 
auch den Rechtsgenossen meint, und daß die städtische Gemeinde eben nur die 
eine Form der mittelalterlichen Gemeinde ist. 

" In einer Urkunde des Herzogs Wtadystaw von Großpolen vom 15.Februai 1238 wird den 
cives de rerris frorru,n (SC. domus Theiiionice) Zolteimafligung gewährt. Preußisches 
Uikundcnbuch 1,l (wie Anm.27 rit.) S r .  127. Im Juli 1248 aerdcn unter den Zcugen einer 
Urkunde des Bischofs von Kulm cives Culrnensis rerre genannt (Urkundenbuch des Bisthums 
Culni I .  Hg. V. C. P. WOELKY. I885 Ni. 18). in einer cimländischen Urkunde vom 3. Oktober 1320 
ist von einen, civis Worniiensis die Rede (Codex dipiomaticus Waimienris 1, wie Anm.6 zit., 
Nr.201. Vgl. auch KisCH ( W ~ C  Anm.21 zii.) S.39. 
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